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Betriebsvereinbarung Mobiltelefonie 

 
gültig für alle Mitarbeiterinnen der Volkshilfe Steiermark gemeinnützigen Betriebs GmbH 

 
FN 207240s 

 
 
§ 1 Vereinbarungsgegenstand 

Die vorliegende Betriebsvereinbarung regelt den Einsatz von Mobiltelefonen, die den 
DienstnehmerInnen von der Volkshilfe zur Verfügung gestellt werden, sowie die 
Verwendung von dadurch zugänglich gemachten personenbezogenen Daten unter 
Wahrung der Bestimmungen des Datenschutz- und Arbeitsverfassungsgesetzes. 

 
§ 2 Ziele 

Ziele dieser Vereinbarung sind 
- der Schutz personenbezogener bzw. -beziehbarer Daten, 
- die Festlegung von Verhaltensregeln im Umgang mit Mobiltelefonen, sowie 
- die Schaffung einer Kostentransparenz. 

 
§ 3 Datenerfassung und Verwendung 

Die Datenerfassung beschränkt sich auf jene Daten, die im Einzelgesprächsnachweis 
(EGN) angeführt sind. Andere als die genannten Daten werden nicht erfasst bzw. 
gespeichert. 
 
Die Volkshilfe erhält von der Netzbetreiberin T-Mobile monatlich für jedes Mobiltelefon eine 
Gesamtkostenabrechnung sowie einen EGN. Darin enthalten ist eine Aufstellung 
- aller ausgehenden Telefonate und versandten Kurzmitteilungen, wobei die letzten drei 

Ziffern der angewählten Rufnummer anonymisiert sind (z.B. 0676/8708-30xxx),  
- des Datums und der Uhrzeit, 
- der Zielzone (angewähltes Netz), 
- sowie der dafür angefallenen Gebühren. 
 
Eine Prüfung des EGN durch die Dienstgeberin findet nur bei Erreichen einer Kostenpflicht 
statt. Mangels entstandener Kosten werden die Ausdrucke der EGN sofort, ansonsten nach 
Klärung der Frage der Kostenübernahme durch die Dienstgeberin vernichtet (vgl. § 4 
Kosten). 
 
Nachstehend genannte Personen können den EGN einsehen: 
 LeiterIn der Einrichtung 
 LinienvorgesetzeR 
 VerwaltungsmitarbeiterIn der Einrichtung 
 betroffene DienstnehmerIn (auf Wunsch) 
 Betriebsrat (mit Zustimmung der DienstnehmerIn) 
 

Die Dienstgeberin verwendet die gewonnenen Daten keinesfalls zu Kontrollmaßnahmen 
iSd. § 96 Abs. 1 Z 3 ArbVG, insbesondere nicht zur Auswertungen der Häufigkeit von 
Anrufen, Dauer von Anrufen, etc.. Eine Verknüpfung von im Zuge der Mobiltelefonie 
erfassten Daten mit anderen mitarbeiterInnenbezogenen Daten ist unzulässig. 
 
 










